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Vorwort 

Die Arbeit wurde im Juni 1999 abgeschlossen und im Wintersemester 1999 vom 
Fachbereich Rechtswissenschaften der Justus-Liebig-Universität Gießen als Disser-
tation angenommen. Sie entstand während meiner Tätigkeit in Gießen als Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches  Recht I I I . 

Dem Lehrstuhlinhaber, Herrn Prof.  Dr. Wolfram Höfling, Μ . Α . , inzwischen Di-
rektor des Instituts für Staatsrecht der Universität zu Köln, möchte ich herzlich dan-
ken. Er hat nicht nur die Anregung zur Bearbeitung dieses Themas gegeben. Als Be-
treuer der Arbeit hat er mir außerdem die nötige Unterstützung zuteil werden lassen, 
dabei den Mut zur Eigenständigkeit stets gefördert  und darüber hinaus für ein Ar-
beitsklima gesorgt, das ich als ausgesprochen angenehm und fruchtbar  empfunden 
habe. 

Mein Dank gilt außerdem Herrn Professor  Dr. Klaus Lange, Professur  für Öffent-
liches Recht und Verwaltungslehre sowie Präsident des Hessischen Staatsgerichts-
hofs, für die zeitnahe Erstellung des Zweitgutachtens sowie dem Bundesministerium 
des Innern für die Gewährung eines Druckkostenzuschusses. Für ihre Unterstützung 
und Geduld möchte ich nicht zuletzt meiner Ehefrau, Mattina Roth, ganz herzlich 
Dank sagen. 

Köln, im August 2000 Thomas  Roth 
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§ 1 Einführung, Erkenntnisinteresse und 
Gang der Untersuchung 

Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG umschreibt mit dem Verbot, daß niemand seinem ge-
setzlichen Richter entzogen werden darf,  ein Prinzip, das neben seiner einfachgesetz-
lichen Verankerung in § 16 GVG in zahlreichen Landesverfassungen seinen Nieder-
schlag fand1 und zudem durch internationales Recht2 geschützt wird3. 

Wendet man sich einleitend dem verfassungsrechtlichen  Kontext zu, in dem die 
grundrechtsgleiche4 Bestimmung steht, so weist diese auf unterschiedliche Weise 

1 Art. 20 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Landes Hessen; Art. 86 Abs. 1 Satz 2 der Verfas-
sung des Freistaates Bayern; Art. 67 Satz 2 der Verfassung von Berlin; Art. 52 Abs. 1 Satz 2 der 
Verfassung des Landes Brandenburg; Art. 6 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung für Rheinland-Pfalz; 
Art. 14 Abs. 1 der Verfassung des Saarlandes; Art. 6 Abs. 1 der Verfassung der Freien Hansestadt 
Bremen; Art. 3 Abs. 2 Satz 1 der Niedersächsischen Verfassung verweist auf die Grundrechte 
des Grundgesetzes; Art. 2 Abs. 1 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg verweist auf 
die Grundrechte des Grundgesetzes; Art. 4 Abs. 1 der Verfassung für das Land Nordrhein-West-
falen verweist auf die Grundrechte des Grundgesetzes; Art. 78 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des 
Freistaates Sachsen; Art. 21 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt; Art. 87 Abs. 3 
der Verfassung des Freistaates Thüringen. 

Enthalten war der Grundsatz auch in Art. 134 Satz 1 der DDR-Verfassung von 1949 und in 
Art. 101 der DDR-Verfassung von 1974. 

2 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(EMRK), dazu Miehse/Vogler,  in: Internationaler Kommentar EMRK, Art. 6 EMRK Rn. 293 f.; 
Villiger,  Handbuch, Rn. 408 ff.  und Peukert,  in: Frowein/Peukert, Art. 6 EMRK Rn. 122 f. 

3 Zur Verankerung des „gesetzlichen Richters" in Verfassungen anderer europäischer und 
nicht europäischer Staaten siehe bereits Marx,  Richter, S. 136ff.  und aus neuerer Zeit Eser,  in: 
FS Saiger, S. 247 (258 ff.)  sowie Koch,  in: FS Nakamura, S. 282 (288 ff.)  mit Blick auf die Pro-
blematik der Geschäftsverteilung. 

4 So die Bezeichnung bei Sachs, in: Stern, Staatsrecht I I I / l , S. 359f.; Pieroth,  in: Jarass/ 
Pieroth, Art. 101 GG Rn. 1; Degenhart,  in: Sachs, Art. 101 GG Rn. 1 („jedenfalls grundrechts-
gleich"). 

Die Bandbreite der Klassifizierung reicht im übrigen von der Bezeichnung als lediglich in-
stitutioneller Rechtsgarantie ohne grundrechtlichen Charakter (Oehler,  ZStW 1952,292 [296]), 
bis zu einer Qualifizierung als (echtem) Grundrecht bzw. Justizgrundrecht, justiziellem Grund-
recht, Prozeß- und/oder Verfahrensgrundrecht  sowie Hilfsgrundrecht,  vgl. Bettermann,  AöR 
1969,263; Bettermann,  in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Dritter Band 2. Halbband, S. 556; 
Scupin,  Richter, S. 87f.; Henkel,  Richter, S. 7; Marx,  Richter, S. 61; Hamm, Ablehnung, S. 36; 
Papier,  in: Isensee/Kirchhof,  Band VI, § 153 Rn.2; Degenhart,  in: Isensee/Kirchhof,  Band III, 
§ 75 Rn. 17; Stern,  in: Isensee/Kirchhof, Band V, § 109 Rn.49; Stern,  Staatsrecht III/2, S. 1141. 
Die außerdem vorkommende Benennung als grundrechtsähnliches Recht ist wohl eher geeignet, 
weitere Fragen aufzuwerfen,  als eine Hilfestellung zur dogmatischen Einordnung der Verfas-
sungsnorm zu geben, siehe Maunz,  in: Maunz/Dürig, Art. 101 GG Rn. 6; Stern,  Staatsrecht II, 
S. 916; Wassermann,  in: Alternativkommentar, Art. 101 GG Rn. 10 („zumindest grundrechts-
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Verknüpfungen zum Rechtsstaatsprinzip5 der Verfassung auf. Das Recht auf den ge-
setzlichen Richter wird einerseits als Ausprägung des Rechtsstaatsgebotes angese-
hen6 und dient andererseits der Verwirklichung anderer rechtsstaatlicher Einzelmerk-
male im Sinne eines flankierenden Schutzes. Diese mehrschichtige Bedeutung von 
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG klingt bereits in einer frühen Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts  in der grundsätzlichen Feststellung an, die Verfassungsnorm 
biete, im Einklang mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung gemäß Art. 20 Abs. 2 
GG7 und der in Art. 92 und 97 GG verankerten Unabhängigkeit der Gerichte, die Ge-
währ für die Sicherung und Erhaltung der rechtsstaatlichen Ordnung schlechthin8. 

ähnlich"); Hill,  in: Isensee/Kirchhof,  Band VI, § 156 Rn. 50 (unter der Überschrift  Justizgrund-
rechte!); Reichl,  Richter, S. 53 Fn. 47; Marx,  Richter, S. 62 („grundrechtskräftiges  grundrechts-
ähnliches Recht"). 

Das Bundesverfassungsgericht  spricht teils von einem Grundrecht (BVerfGE 14, 156 
[161 f.]) oder prozessualen Grundrecht (BVerfGE 28, 314 [323]) und teils von einem grund-
rechtsähnlichen Recht, das objektives Verfassungsrecht  beinhalte (BVerfGE 21,362 [373]; 61, 
82 [104]). 

Ungeachtet der Tatsache, daß im Parlamentarischen Rat darauf hingewiesen wurde, daß im 
Grundrechtsteil der Verfassung (Art. 1-19 GG) nicht alle Grundrechte zusammengefaßt seien 
(siehe die Aussage des Berichterstatters  von Mangoldt  im schriftlichen Bericht zum Entwurf des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, 1949, S. 6; zur Entstehungsgeschichte vgl. 
Stern,  Staatsrecht I I I / l , S. 1460ff. m. N.), erscheint eine Lösung sinnvoll, die einerseits den Ge-
gebenheiten des geltenden Verfassungstextes Rechnung trägt, andererseits weitestmögliche 
Klarheit hinsichtlich der dogmatischen Behandlung des Rechts gewährleistet. Art. 101 Abs. 1 
Satz 2 GG befindet sich nicht im Abschnitt: „Die Grundrechte", vielmehr wird das Prinzip ver-
fassungsprozessual den Grundrechten in Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG gleichgestellt und enthält 
(entwicklungsgeschichtlich belegbar) nach seinem abwehrrechtlich formulierten  Wortlaut eine 
subjektiv-rechtliche Gewährleistung, die sich gegen staatliche Gewaltausübung richtet. Die we-
sensmäßige Gleichwertigkeit (Starck)  aber systematische Selbständigkeit, die bei der Arbeit mit 
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG ein Denken in grundrechtsdogmatischen Kategorien nach sich zieht, 
kommt daher am deutlichsten in der Einordnung als „grundrechtsgleiches Recht" zum Aus-
druck. Diese Qualifizierung erklärt darüber hinaus die Ausdehnung des personellen Schutzbe-
reichs auf juristische Personen des öffentlichen  Rechts. 

5 Dieser allgemeine Rechtsgrundsatz wird bekanntlich nur in Art. 28 Abs. 1 GG ausdrücklich 
erwähnt, wird aber auch in Art. 20 Abs. 2 und Abs. 3 GG angesiedelt. Es handelt sich dabei um 
ein Kompendium unterschiedlicher in der Verfassung ausdrücklich oder nicht ausdrücklich ver-
ankerter Konkretisierungen, vgl. dazu nur Kunig,  Rechtsstaatsprinzip, S. 117ff.;  Sobota, 
Rechtsstaat, S. 19ff.  und Schmidt-Aßmann,  in: Isensee/Kirchhof, Band I, § 24 Rn. 69ff. 

6 Dazu nur BVerfGE 27,355 (362); 82,159 (194) sowie Sachs, in: Sachs, Art. 20 GG Rn. 52. 
7 In der Entscheidung über die Friedensgerichte auf Gemeindeebene im Land Baden-Würt-

temberg aus dem Jahre 1959 wurde dieser Zusammenhang bereits herausgearbeitet, BVerfGE 
10,200 (216 ff.);  siehe dazu außerdem Kern,  JZ 1960,244ff.  und Wipfelder,  VB1.BW 1982,32 
(41). 

8 Siehe dazu die Ausführungen im darstellenden Teil des Berichts über den Verfassungskon-
vent auf Herrenchiemsee vom 10. bis 23. August 1848 auf der S. 56 zum Kapitel: „Die Rechts-
pflege", auf die schon Marx,  Richter, S. 2 verweist: „Eine unabhängige, unpolitische und rein 
sachlich eingestellte Rechtspflege ist ein besonders wichtiges Erfordernis  und zugleich eine un-
entbehrliche Bürgschaft  des Rechtsstaates." Stern,  Staatsrecht I I I / l , S. 1453 spricht in diesem 
Zusammenhang vom fundamentalen Charakter des Rechtes auf den gesetzlichen Richter für 
jede rechtsstaatliche Gerichtsbarkeit. Es handele sich um konstitutionelles Gerichtsorganisati-
ons- und Prozeßrecht, welches zur rechtsstaatlichen Grundausstattung der Gerichte gehöre. 



§ 1 Einführung 

Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG kommt in diesem Zusammenhang zunächst die Aufgabe 
zu, die rechtsstaatliche Funktion der Gerichte zu stärken, die darin besteht, die 
Rechtsordnung zu wahren9. Diese Funktion wird auf zweierlei Weise vom Prinzip 
des gesetzlichen Richters flankiert: 

Als maßgebliche Verfassungsaussage zur rechtsstaatlichen Gerichtsorganisation 
des Grundgesetzes10 kommt Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG die Aufgabe zu, Objektivi-
tät11, Unparteilichkeit und Sachlichkeit der Gerichte zu gewährleisten. Im Einklang 
mit der in Art. 97 GG verankerten Unabhängigkeit der Richter sollen Eingriffe  Un-
befugter in die Rechtspflege verhindert werden, um die Wahrheits- und Gerechtig-
keitssuche im gerichtlichen Verfahren  sachfremder  und abträglicher Einflüsse zu ent-
ledigen12. Das Ergebnis einer richterlichen Entscheidung soll nicht durch eine Mani-
pulation der rechtsprechenden Organe, etwa die mit Blick auf einen bestimmten Fall 
vorgenommene, gezielte Auswahl der zuständigen Richter, beeinflußt werden13. Die-
sen Anforderungen  wird eine Zuständigkeitsordnung gerecht, aus der sich für jeden 
Einzelfall im voraus die Zuständigkeit von Gerichten und Richtern ermitteln läßt. 
Unter solchen Bedingungen kann zwar nicht verhindert werden, daß sich ein Richter 
in einer Sache als befangen oder voreingenommen erweist. Für derartige Konstella-
tionen sind in den Verfahrensordnungen  die Vorschriften  über den Ausschluß oder 
die Ablehnung von Richtern vorgesehen. Im Fall einer gesetzlichen Zuständigkeits-
regelung hängt es jedoch vom Zufall ab, ob ein mehr oder weniger voreingenomme-
ner Richter mit der Sache betraut wird. 

Die Verwirklichung der soeben beschriebene Aufgabe ist zusätzlich in der Lage, 
das Vertrauen der Rechtsuchenden und der Öffentlichkeit  in die Unvoreingenom-
menheit, Unparteilichkeit und Sachlichkeit der Gerichte zu stärken14. Schon aus 
menschlichen Erwägungen wird man es nicht ausschließen können, daß Betroffene 
Mißtrauen gegenüber der Motivation des in der Sache entscheidenden Richters he-
gen. Durch Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG kann jedoch zumindest erreicht werden, daß es 
keine sachliche Basis gibt, hinsichtlich der Zuständigkeitsverteilung von der Mög-
lichkeit einer Manipulation auszugehen15. Dieser Umstand wird sich positiv auf die 

Auch Oehler,  ZStW 1952, 292 (297) hebt hervor, das Gebot gehöre geradezu konstitutiv zu je-
dem Rechtsstaat. 

9 Zu dieser Aufgabe Degenhart,  in: Isensee/Kirchhof,  Band III, § 75 Rn. 1 ff. 
10 Degenhart,  in: Isensee/Kirchhof,  Band III, § 75 Rn. 1 ff. 
11 BVerfGE 82, 159 (194). 
12 Kissel,  § 1 GVG Rn.2. 
13 BVerfGE 4,416f.; 17,299; 22,258; 48,254; 82,96; 82,159 (194); 95, 322 (328ff.),  NJW 

1997, 1497 (1498). 
14 Träger,  in: FS Zeidler Band 1, S. 123 (124); zum Vertrauen in den Richter als einer Wurzel 

des Prinzips siehe bereits Kern,  Ausnahme-Gerichte, S. 9. 
15 Dazu eindrucksvoll bereits im Bericht über den Verfassungskonvent auf Herrenchiemsee, 

vom 10. bis 24. August 1948, Kommentierender Teil, S. 93 zu Art. 131: „Unter Ausnahmege-
richten sind die durch die Regierung oder Verwaltung für bestimmte Einzelfälle oder Gruppen 
von Einzelfällen eingesetzten Gerichte zu verstehen, mit denen sich die Gefahr oder der Ver-
dacht verbindet, daß die Gerichtsmitglieder mit einer bestimmten Tendenz ausgewählt werden. 


